Preußiſche Geſetz ammlung 


1932 | Ausgegeben zu Berlin, den 30. September 1932 | Nr. 56 


Tag Inhalt: Seite 
29. 9. 32. Preußiſche Verordnung über die Bßrarrſtenenongg Tl 323 
26. 9. 32. Verordnung über den Satz, zu dem Hinterlegtes Geld zu verzinſen Üt 2 e. 324 
28. 9. 32. Polizeiverordnung zur Ergänzung der Badepolizeiverordnung vom 18. Auguſt 19e 324 


Mr. 13794.) Preußiſche Verordnung über die Bürgerſteuer 1933. Vom 29. September 1932. 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453), der Bürgerſteuerverordnung 1933 vom 28. September 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 449) und 
der Verordnung zur Durchführung der Bürgerſteuer 1933 vom 28. September 1932 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 451) wird folgendes verordnet: 


8 1. 

Als Landesſatz der Bürgerſteuer 1933 werden die im 8 3 der Bürgerſteuerverordnung 1933 
beſtimmten Mindeſtſätze feſtgeſetzt. In ſelbſtändigen Gutsbezirken wird die Bürgerſteuer nicht 
erhoben. 

f § 2. 

Die Einführung und Erhöhung der Bürgerſteuer erfolgt durch Gemeindebeſchluß. Ein 
Gemeindebeſchluß, der einen höheren Satz als 200 vom Hundert des Landesſatzes vorſieht, bedarf 
der Genehmigung durch die Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz. Im übrigen bedürfen die Beſchlüſſe 
keiner Genehmigung (Zulaſſung). 

83. ZEN 

Wenn eine Gemeinde der veichsrechtlichen Verpflichtung zur Erhebung der Bürgerſteuer 1933 
nicht bis zum 5. Oktober 1932 nachkommt, ſo kann ihr Verwaltungsorgan oder die Auffichts- 
behörde erſter Inſtanz die Erhebung der Bürgerſteuer 1933 beſchließen; § 2 findet entſprechende 
Anwendung. Die Vorſchriften des § 1 Kapitel I des Vierten Teiles der Verordnung vom 
12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) bleiben unberührt. 


8 4. 
Die Ermächtigung gemäß § 4 Abſ. 3 Satz 3 der Verordnung zur Durchführung der Bürger⸗ 
ſteuer 1933 wird auf die Aufſichtsbehörden erſter Inſtanz übertragen. 


8 5. 

Auf die Heranziehung zur Bürgerſteuer, ihre Erhebung und Beitreibung, auf die Rechts⸗ 
mittel, die Rechtsmittelbehörden, das Rechtsmittelverfahren und das Verwaltungsſtrafverfahren 
finden die Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes über direkte Steuern Anwendung, ſoweit 
ſich nicht aus der Bürgerſteuerverordnung 1933 und der Verordnung zur Durchführung der 
Bürgerſteuer 1933 etwas Abweichendes ergibt. 


§ 6. 

Soweit die Bürgerſteuer 1933 in den Monaten Januar bis März 1933 fällig iſt, gilt ſie 
rechnungsmäßig als Einnahme für das Rechnungsjahr 1932; ſoweit ſie ſpäter fällig iſt, gilt ſie 
vechnungsmäßig als Einnahme für das Rechnungsjahr 1933. Dies gilt auch hinſichtlich der 
Zugrundelegung der Bürgerſteuer bei Bemeſſung der Umlagen von Gemeindeverbänden. 

Die in § 21 Abſ. 1 letzter Satz und § 30 Abf. 1 letzter Satz des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz beſtimmten Beträge gelten für das Rechnungsjahr 1932 je 
zur Hälfte als Aufkommen (auf den Kopf des Einwohners) an Bürgerſteuer 1932 und 1933 
nach dem Landesſatze. 

8 7. 

Artikel 1 des Geſetzes zur Durchführung der Gemeindebierſteuer, Gemeindegetränkeſteuer 
und Bürgerſteuer ſowie zur Abänderung des Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes vom 28. No⸗ 
vember 1930 (Geſetzſamml. S. 284) in der Faſſung des Artikels IV Nr. 1 des Anderungsgeſetzes 
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vom 24. März 1931 (Geſetzſamml. S. 25) wird mit Wirkung für die vom 1. Januar 1933 ab 
fällige Bürgerſteuer aufgehoben. 
88. 
Der Minister des Innern und der Finanzminiſter werden ermächtigt, Durchführungs⸗ 
beſtimmungen und Ausführungsbeſtimmungen zu erlaſſen. 


Berlin, den 29. September 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten Der Finanzminiſter. 
und den Miniſter des Innern: Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 
Bracht. Schleuſener. 


(Nr. 13795.) Verordnung über den Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt. Vom 26. Sep⸗ 
tember 1932. 


Auf Grund des § 7 Abſ. 1 der Hinterlegungsordnung wird folgendes verordnet: 


Der Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt, beträgt vom 1. Oktober 1932 ab 
2 vom Hundert jährlich. 


Berlin, den 26. September 1932. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Mit Wahrnehmung der Geſchäfte Mit Wahrnehmung der Geſchäfte 
beauftragt: beauftragt: 

Hölſcher. Schleuſener. 


(Nr. 13796.) Polizeiverordnung zur Ergänzung der Badepolizeiverordnung vom 18. Auguſt 1932. 
(Geſetzſamml. S. 280). Vom 28. September 1932. 


Auf Grund der 88 14, 25 und 3s des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 77) wird für das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 
§ 1. 
Der § 1 der Badepolizeiverordnung vom 18. Auguſt 1932 (Geſetzſamml. S. 280) erhält 
folgende Faſſung: 

() Das öffentliche Nacktbaden iſt unterſagt. 

(2) Frauen dürfen öffentlich nur baden, falls fie einen Badeanzug tragen, der Bruſt 
und Leib an der Vorderſeite des Oberkörpers vollſtändig bedeckt, unter den Armen feſt 
anliegt ſowie mit angeſchnittenen Beinen und einem Zwickel verſehen iſt. Der Rücken⸗ 
ausſchnitt des Badeanzugs darf nicht über das untere Ende der Schulterblätter 
hinausgehen. 

(3) Männer dürfen öffentlich nur baden, falls ſie wenigſtens eine Badehoſe tragen, 
die mit angeſchnittenen Beinen und einem Zwickel verſehen iſt. In ſogenannten 
Familienbädern haben Männer einen Badeanzug zu tragen. 

(0 Die vorſtehenden Vorſchriften gelten nicht für das Baden in Badeanſtalten, in 
denen Männer und Frauen getrennt baden. 

(6) Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten entſprechend für den Strandanzug der Frauen. 

§ 2. 5 
Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 1. November 1932 in Kraft. 
Berlin, den 28. September 1932. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 
Bracht. 
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